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N ach 77 Jahren ohne Krieg und 33 Jah-
re nach Beendigung eines nur im
Gleichgewicht des Schreckens be-

wahrten, wenn auch bedrohten Friedens
sind die aufwühlenden Bilder eines Krieges
zurückgekehrt – vor unserer Tür und von
Russland willkürlich entfesselt. Wie nie zu-
vor beherrscht die mediale Präsenz dieses
Kriegsgeschehens unseren Alltag. Ein ukra-
inischer Präsident, der sich mit der Macht
der Bilder auskennt, sorgt für eindrucksvol-
le Botschaften. Die täglich neuen Szenen
von roher Zerstörung und aufrüttelndem
Leiden finden in den sozialen Medien des
Westens ein selbstverstärkendes Echo. Das
Neue an der Veröffentlichung und kalku-
lierten Öffentlichkeitswirksamkeit eines
unberechenbaren Kriegsgeschehens mag
uns Ältere dabei mehr beeindrucken als die
mediengewohnten Jüngeren.

Aber gekonnte Inszenierung hin oder
her – es sind Tatsachen, die an unseren Ner-
ven zerren und zu deren schockierender
Wirkung das Bewusstsein von der territori-
alen Nähe dieses Krieges beiträgt. So
wächst unter den Zuschauern im Westen
die Beunruhigung mit jedem Toten, die Er-
schütterung mit jedem Ermordeten, die
Empörung mit jedem Kriegsverbrechen –
und der Wunsch, auch etwas dagegen zu
tun. Der rationale Hintergrund, vor dem
diese Emotionen landesweit aufwallen, ist
die selbstverständliche Parteinahme ge-
gen Putin und eine russische Regierung,
die einen massiven völkerrechtswidrigen
Angriffskrieg vom Zaune gebrochen ha-
ben und die mit ihrer systematisch men-
schenverachtenden Kriegführung gegen
das humanitäre Völkerrecht verstoßen.

Trotz dieser einhelligen Parteinahme
bahnt sich unter den Regierungen des west-
lichen Staatenbündnisses ein differenzier-
tes Vorgehen an; und in Deutschland ist
ein schriller, von Pressestimmen geschür-
ter Meinungskampf über Art und Ausmaß
der militärischen Hilfe für die bedrängte
Ukraine ausgebrochen. Die Forderungen
der unschuldig bedrängten Ukraine, die
die politischen Fehleinschätzungen und
falschen Weichenstellungen früherer Bun-
desregierungen umstandslos in morali-
sche Erpressungen ummünzt, sind so ver-
ständlich, wie die Emotionen, das Mitge-
fühl und das Bedürfnis zu helfen, die sie
bei uns allen auslösen, selbstverständlich
sind.

Und doch irritiert mich die Selbstgewiss-
heit, mit der in Deutschland die moralisch
entrüsteten Ankläger gegen eine reflek-
tiert und zurückhaltend verfahrende Bun-
desregierung auftreten. Seine Politik
bringt der Bundeskanzler im Interview mit
dem Spiegel mit dem Satz auf den Punkt:
„Wir treten dem Leid, das Russland in der
Ukraine anrichtet, mit allen Mitteln entge-
gen, ohne dass eine unkontrollierbare Es-
kalation entsteht, die unermessliches Leid
auf dem ganzen Kontinent, vielleicht sogar
in der ganzen Welt auslöst.“ Nachdem sich
der Westen entschlossen hat, in diesen
Konflikt nicht als Kriegspartei einzugrei-
fen, gibt es eine Risikoschwelle, die ein un-
gebremstes Engagement für die Aufrüs-
tung der Ukraine ausschließt. Diese ist
durch den jüngsten Schulterschluss unse-
rer Regierung mit den Alliierten in Ram-
stein ebenso wie durch Lawrows erneute
Drohung mit dem Einsatz von Atomwaffen
soeben wieder in ein grelles Licht gerückt
worden. Wer ungeachtet dieser Schwelle
den Bundeskanzler in aggressiv-selbstge-
wissem Tenor in diese Richtung immer wei-
ter vorantreiben will, übersieht oder miss-
versteht das Dilemma, in das der Westen
durch diesen Krieg gestürzt wird; denn die-
ser hat sich mit dem auch moralisch gut be-
gründeten Entschluss, nicht Kriegspartei
zu werden, selbst die Hände gebunden.

Das Dilemma, das den Westen zur risiko-
reichen Abwägung zwischen zwei Übeln –
einer Niederlage der Ukraine oder der Es-
kalation eines begrenzten Konflikts zum
dritten Weltkrieg – nötigt, liegt auf der
Hand. Einerseits haben wir aus dem Kal-
ten Krieg die Lehre gezogen, dass ein Krieg
gegen eine Atommacht nicht mehr in ir-
gendeinem vernünftigen Sinne „gewon-
nen“ werden kann, jedenfalls nicht mit Mit-
teln militärischer Gewalt innerhalb der
überschaubaren Frist eines heißen Kon-
flikts. Das atomare Drohpotenzial hat zur
Folge, dass die bedrohte Seite, ob sie nun
selber über Atomwaffen verfügt oder
nicht, die in jedem Fall unerträglichen Zer-
störungen militärischer Gewaltanwen-
dung nicht durch einen Sieg, sondern bes-
tenfalls mit einem für beide Seiten ge-
sichtswahrenden Kompromiss beenden
kann. Dann wird keiner Seite eine Niederla-
ge zugemutet, die sie als „Verlierer“ vom
Feld gehen lässt. Die derzeit mit den Kämp-
fen noch parallel laufenden Waffenstill-
standsverhandlungen sind ein Ausdruck
dieser Einsicht; sie halten einstweilen den
reziproken Blick auf den Gegner als mögli-
chen Verhandlungspartner offen. Zwar
hängt das russische Drohpotenzial davon
ab, dass der Westen Putin den Einsatz von
ABC-Waffen zutraut. Aber tatsächlich hat
die CIA während der letzten Wochen schon
vor der aktuellen Gefahr sogenannter „klei-
ner“ Atomwaffen gewarnt (die offenbar
nur deshalb entwickelt worden sind, um
Kriege unter Atommächten wieder mög-
lich zu machen). Das verleiht der russi-
schen Seite einen asymmetrischen Vorteil
gegenüber der Nato, die wegen des apoka-
lyptischen Ausmaßes eines Weltkrieges –
mit der Beteiligung von vier Atommächten
– nicht zur Kriegspartei werden will.

Nun entscheidet Putin darüber, wann
der Westen die völkerrechtlich definierte
Schwelle überschreitet, jenseits derer er
die militärische Unterstützung der Ukrai-
ne auch formal als Kriegseintritt des Wes-
tens betrachtet. Angesichts des unbedingt
zu vermeidenden Risikos eines Welten-

brandes lässt die Unbestimmtheit dieser
Entscheidung keinen Spielraum für riskan-
tes Pokern. Selbst wenn der Westen zy-
nisch genug wäre, die „Warnung“ mit einer
dieser „kleinen“ Atomwaffen als Risiko ein-
zukalkulieren, also schlimmstenfalls in
Kauf zu nehmen, wer könnte garantieren,
dass die Eskalation dann noch aufzuhalten
wäre? Was bleibt, ist ein Spielraum für Ar-
gumente, die im Licht der fachlich notwen-
digen Kenntnisse und aller erforderlichen,
nicht immer öffentlich zugänglichen Infor-
mationen sorgfältig abgewogen werden
müssen, um begründete Entscheidungen
treffen zu können. Der Westen, der ja
schon mit der Verhängung drastischer
Sanktionen von Anbeginn keinen Zweifel
an seiner faktischen Kriegsbeteiligung ge-
lassen hat, muss deshalb bei jedem weite-
ren Schritt der militärischen Unterstüt-
zung sorgfältig abwägen, ob er damit nicht
auch die unbestimmte, weil von Putins De-
finitionsmacht abhängige Grenze des for-
malen Kriegseintritts überschreitet.

Andererseits kann sich der Westen auf-
grund dieser Asymmetrie, wie auch die rus-
sische Seite weiß, nicht beliebig erpressen
lassen. Würde dieser die Ukraine einfach
ihrem Schicksal überlassen, wäre das
nicht nur unter politisch-moralischen Ge-
sichtspunkten ein Skandal, es läge auch
nicht im eigenen Interesse. Denn dann
müsste er erwarten, das gleiche russische
Roulette demnächst wiederum im Falle
von Georgien oder der Republik Moldau
spielen zu müssen – und wer wäre der
Nächste? Gewiss, die Asymmetrie, die den
Westen längerfristig in eine Sackgasse trei-
ben könnte, besteht ja nur so lange, wie
sich dieser aus guten Gründen scheut, ei-
nen nuklearen Weltkrieg zu riskieren. Mit-
hin wird dem Argument, Putin nicht in die
Ecke zu drängen, weil er dann zu allem fä-
hig sei, entgegnet, dass erst diese „Politik
der Furcht“ dem Gegner freie Hand lässt,
die Eskalation des Konflikts Schritt für
Schritt voranzutreiben (Ralf Fücks in der
SZ). Freilich bestätigt auch dieses Argu-
ment nur den Charakter einer schwer bere-
chenbaren Lage. Denn solange wir aus gu-
ten Gründen entschlossen sind, für den
Schutz der Ukraine nicht als eine weitere
Partei in den Krieg einzutreten, müssen
Art und Umfang der militärischen Unter-
stützung auch unter diesem Gesichts-
punkt qualifiziert werden. Wer sich auf ra-
tional vertretbare Weise gegen eine „Poli-
tik der Furcht“ wendet, bewegt sich schon
innerhalb des Argumentationsspielraums
jener politisch zu verantwortenden und
sachlich umfassend informierten Abwä-
gung, auf der Bundeskanzler Olaf Scholz
zu Recht besteht.

Dabei geht es um die Beachtung einer
aus unserer Sicht für Putin zustimmungs-
fähigen Interpretation einer rechtlich defi-
nierten Grenze, die wir uns selbst auferlegt
haben. Die echauffierten Gegner der Regie-
rungslinie sind, wenn sie die Implikatio-
nen einer Grundsatzentscheidung, die sie
nicht in Frage stellen, leugnen, inkonse-
quent. Der Entschluss zur Nichtbeteili-
gung bedeutet nicht, dass der Westen die
Ukraine up to the point of immediate invol-
vement dem Schicksal ihres Kampfes mit
einem überlegenen Gegner überlassen
muss. Seine Waffenlieferungen können of-
fensichtlich den Verlauf eines Kampfes,
den die Ukraine selbst um den Preis großer
Opfer weiterzuführen entschlossen ist,
günstig beeinflussen. Aber ist es nicht ein
frommer Selbstbetrug, auf einen Sieg der
Ukraine gegen die mörderische russische
Kriegführung zu setzen, ohne selbst Waf-
fen in die Hand zu nehmen? Die kriegstrei-
berische Rhetorik verträgt sich schlecht
mit der Zuschauerloge, aus der sie wort-
stark tönt. Denn sie entkräftet ja nicht die
Unberechenbarkeit eines Gegners, der al-
les auf eine Karte setzen könnte. Das Dilem-
ma des Westens besteht darin, dass er ei-
nem gegebenenfalls auch zur atomaren Es-
kalation bereiten Putin nur durch eine sich
selbst begrenzende militärische Unterstüt-
zung der Ukraine, die diesseits der roten Li-
nie eines völkerrechtlich definierten
Kriegseintritts bleibt, den Grundsatz signa-
lisieren kann, dass er auf der Integrität
staatlicher Grenzen in Europa besteht.

Die kühle Abwägung einer sich selbst be-
grenzenden Militärhilfe wird zusätzlich
kompliziert durch die Einschätzung der
Motive, die die russische Seite zu ihrem of-
fensichtlich falsch kalkulierten Entschluss
bewogen haben. Die Konzentration auf die
Person Putins führt zu wilden Spekulatio-
nen, die unsere Leitmedien heute wie zu
den besten Zeiten der spekulativen Sowjet-
ologie ausbreiten. Das heute vorherrschen-
de Bild vom entschlossen revisionisti-
schen Putin bedarf wenigstens des Ab-
gleichs mit einer rationalen Einschätzung
seiner Interessen. Auch wenn Putin die Auf-
lösung der Sowjetunion für einen großen
Fehler hält, kann das Bild des verstiegenen
Visionärs, der mit dem Segen der russisch-
orthodoxen Kirche und unter dem Einfluss
des autoritären Ideologen Alexander Du-
gin die schrittweise Wiederherstellung des
großrussischen Reiches als seine politi-
sche Lebensaufgabe betrachtet, kaum die
ganze Wahrheit über seinen Charakter wi-
derspiegeln. Aber auf solche Projektionen
stützt sich die weitgehende Annahme,
dass sich die aggressiven Absichten Putins
über die Ukraine hinaus auf Georgien und
die Republik Moldau, sodann auf die Nato-
Mitglieder des Baltikums und schließlich
bis weit in den Balkan hinein erstrecken.
Diesem Persönlichkeitsbild eines wahn-
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Schriller Ton, moralische Erpressung:
Zum Meinungskampf zwischen ehemaligen Pazifisten,

einer schockierten Öffentlichkeit
und einem abwägenden Bundeskanzler

nach dem Überfall auf die Ukraine

Von Jürgen Habermas

Unsere Leitmedien
verbreiten wilde

Spekulationen

Kann dieser Krieg
gegen eine Atommacht
„gewonnen“ werden?

Das Risiko eines
Weltenbrandes ist

unbedingt zu meiden
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